
Beteiligungskonzeption 
1. Beteiligungsgegenstand und Zielsetzungen 
Nachnutzung des Hallenbadgeländes in Oberhausen-Osterfeld; Bebauungsplan Nr. 714 
Klicken Sie hier, um das Ziel Ihres Vorhabens einzugeben (z. B. Neubau einer Straße). 
 
2. Rahmenbedingungen/Punkte die vorab zu klären sin d  
Ursprünglich angestrebte Bebauung und Nutzung ist derzeit wieder offen. Die Notwendigkeit 
der Fortführung des Bebauungsplans leitet sich aus den ins Auge gefassten Zielen für die 
Fläche ab; im Falle der Weiterführung des Bebauungsplanverfahrens erfolgt eine Beteiligung 
der Öffentlichkeit nach den gesetzlichen Vorschriften, d.h. Information der Öffentlichkeit mit 
der Möglichkeit, sich zur Planung zu äußern. 
 
3. Auswahl und Ansprache der zu Beteiligenden 
Grundsätzlich alle Bürgerinnen und Bürger in Oberhausen. Aufgrund der konkreten Lage ist 
davon auszugehen, dass die Bevölkerung von Osterfeld unmittelbares Interesse entwickelt. 
 
4. Prozessplanung 
Beteiligung ist abhängig vom grundsätzlichen Fortgang der Planung; soweit die Planung 
weitergeführt wird, richtet sich die Beteiligung zeitlich nach der Erstellung beteiligungsfähiger 
Planunterlagen. 
 
5. Finanz- und Personalressourcen (Mehrfachnennung möglich) 
☒☒☒☒ im Rahmen der Arbeitszeit der städtischen MitarbeiterInnen 
☒☒☒☒ Begleitung durch Stadtteilbüros 
☒ zusätzliche Finanz- und Personalressourcen (z. B. externe Moderation) 
Aufwand derzeit nicht absehbar. 
 
6. Öffentlichkeitsarbeit (Mehrfachnennung möglich) 
☒ Pressemitteilung ☒ Veröffentlichung im Kalender Bürgerbeteiligung ☐ Flyer ☐ Plakate 
☐ Einwurfsendungen ☐ Veröffentlichung im Oh! Stadtmagazin ☒ Sonstiges: Amtliche 

Bekanntmachung 
 
7. Dokumentation  
Protokoll 
 
8. Ergebnisreflexion und –transfer  
Die zur Planung vorgebrachten Anregungen und Stellungnahmen werden hinsichtlich ihrer 
Relevanz für das Planverfahren geprüft. Eine Übernahme in die Planung wird geprüft. 
Gemäß den gesetzlichen Vorgaben werden die Anregungen – versehen mit einem Vorschlag 
zum weiteren Umgang – den politischen Gremien vor dem Satzungsbeschluss vorgelegt. 


